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II. Organisation und Verfassung der Hochschule 

Anlage III zu § 20 der Grundordnung 
 

Ordnung der Hochschule Koblenz zur Gewährung von Leistungsbezügen sowie 
Forschungs- und Lehrzulagen (LeistBezO) vom 22.08.2022 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 76 Abs. 2 Nr. 1 und § 74 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des 
rheinland-pfälzischen Hochschulgesetzes (HochSchG) vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2021 (GVBl. S. 453), BS 223-41 sowie des § 3 Abs. 
1 Satz 2, § 4 Abs. 2 Satz 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5, § 8 Abs. 2 Satz 1 und des § 9 der 
Landesverordnung über Leistungsbezüge sowie Forschungs- und Lehrzulagen im 
Hochschulbereich vom 16.06.2004 (GVBl. S. 364), zuletzt geändert durch § 26 des Gesetzes vom 
15.10.2020 (GVBl. S. 547)), hat der Senat mit Zustimmung des Hochschulrates der Hochschule 
Koblenz am 15. Juli 2021 die folgende Neufassung der Ordnung der Hochschule Koblenz zur 
Gewährung von Leistungsbezügen sowie Forschungs- und Lehrzulagen (LeistBezO) als 
Teilgrundordnung und Anlage III der Grundordnung der Hochschule Koblenz beschlossen. Diese 
Anlage der Grundordnung hat das Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit (MWG) mit 
Schreiben vom 27. Oktober 2021 genehmigt, die mit Schreiben vom 6. April 2022, AZ: 7211-
0008#2021/0003-1501 15325 mitgeteilten Änderungsverlangen des MWG werden mit der 
vorliegenden Änderungsfassung vom 22.08.2022 umgesetzt. Diese Änderungsfassung wurde 
vom Senat der Hochschule Koblenz mit Zustimmung des Hochschulrates am 13.07.2022 
beschlossen. Das MWG hat diese Änderungsfassung mit Schreiben vom 14.07.2022 genehmigt. 
Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

 

§ 1 Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge 

(1) Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 können aus Anlass 
von Berufungs- oder Bleibeverhandlungen Leistungsbezüge gewährt werden, soweit dies 
erforderlich ist, um eine Professorin bzw. einen Professor für die Hochschule zu gewinnen 
(Berufungs-Leistungsbezüge) oder zum Verbleib an der Hochschule zu bewegen (Bleibe-
Leistungsbezüge). 

(2) Über die Gewährung der Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezüge entscheidet gemäß § 80 
Abs. 5 HochSchG die Präsidentin oder der Präsident. Er kann hierzu einen Vorschlag der Dekanin 
oder des Dekans einholen.  

(3) Kriterien für die Gewährung von Berufungs- und Bleibe-Leistungsbezügen sind 

1. die individuelle Qualifikation,  

2. die besondere Bedeutung der Professur,  

3. die Bewerberlage und  

4. die Arbeitsmarktsituation in dem jeweiligen Fach. 

Für die Bemessung der Höhe der Berufungs-Leistungsbezüge kann die Höhe der in der 
bisherigen hauptberuflichen Tätigkeit erzielten Einkünfte angemessen berücksichtigt werden.  

(4) Berufungs- bzw. Bleibe-Leistungsbezüge werden in der Regel unbefristet vergeben. 

(5) Im Rahmen der Berufungs- bzw. Bleibeverhandlung können auch Zielvereinbarungen 
geschlossen werden und die Gewährung der Berufungs- bzw. Bleibe-Leistungsbezüge von der 
Zielerreichung abhängig gemacht werden.  

(6) Die Gewährung von Bleibe-Leistungsbezügen setzt die Glaubhaftmachung eines 
höherwertigen Stellenangebots außerhalb der eigenen Hochschule voraus. Die Gewährung eines 
neuen oder höheren Bleibe-Leistungsbezugs kann bei einem Ruf an eine andere Hochschule im 
Inland frühestens nach Ablauf von drei Jahren seit der letzten Gewährung aus einem solchen 
Anlass erfolgen. 
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§ 2 Besondere Leistungsbezüge 

(1) Professorinnen und Professoren der Besoldungsgruppen W 2 und W 3 können gemäß § 4 der 
Landesverordnung über Leistungsbezüge sowie Forschungs- und Lehrzulagen für besondere 
Leistungen in den Bereichen Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung oder Nachwuchsförderung, 
die erheblich über dem Durchschnitt liegen und in der Regel über mehrere Jahre hinweg erbracht 
werden, besondere Leistungsbezüge gewährt werden. 

(2) Als Kriterien zur individuellen Leistungsbemessung können herangezogen werden:  

A) Leistungskriterien in den Bereichen Lehre, Weiterbildung und 
Nachwuchsförderung: 

 Überwiegend positive Ergebnisse der externen und internen Lehrevaluation 
einschließlich der studentischen Veranstaltungsbewertung  

 Auszeichnungen für herausragende Lehrleistungen  

 Fremd- und mehrsprachig durchgeführte Lehrveranstaltungen 

 Weiterentwicklung der Lehr-, Lern- und Betreuungsformen (Blended Learning, Online-
Lehre, besondere anwendungs-/ praxisorientierte Formate)  

 Betreuung einer weit über dem Durchschnitt liegenden Anzahl von Studierenden und 
Modulprüfungen 

 Betreuung einer weit über dem Durchschnitt liegenden Anzahl von Abschlussarbeiten 

 Engagement bei der Studienreform und Entwicklung neuer Studiengänge, beim 
Fernstudium und/oder der Qualitätssicherung  

 Kooperationen mit in- oder ausländischen Lehr- und Forschungseinrichtungen  

 Engagement bei der Betreuung ausländischer Studierender sowie beim internationalen 
Dozentinnen- und Dozenten- sowie Studentenaustausch 

 Engagement bei Projekten für Schülerinnen und Schüler sowie der Nachwuchsakquise 

 Leitung und/oder Organisation von wissenschaftlichen Weiterbildungsangeboten  

 Engagement bei der Einwerbung von Weiterbildungs- und Sponsoreneinnahmen   

 Engagement bei der Alumni-Arbeit (z. B. Fördervereine) 

 Engagement für die Gleichstellung von Männern und Frauen in Studium, 
Nachwuchsförderung und Wissenschaft bzw. Kunst 

 Engagement für die Erhöhung der Anteile von unterrepräsentierten Gruppen  

 Mitwirkung in hochschulinternen Gremien/Kommissionen zur unmittelbaren 
Weiterentwicklung und Verbesserung der Lehre, Weiterbildung und 
Nachwuchsförderung  

B) Leistungskriterien in den Bereichen Forschung und Kunst: 

 Publikationen  

 Drittmittelanträge/-einwerbung (nur sofern nicht bereits durch Forschungs-/Lehrzulage 
oder Lehrdeputatsermässigung honoriert) 

 Vorträge auf Fachtagungen, Kongressen 

 Engagement beim Wissenschaftstransfer, Wissensverwertung (Erfindungen, Patente, 
Copyrights) sowie Ausstellungen, Organisation von Fachtagungen/Messen/Kongressen 

 Auszeichnungen für wissenschaftliche oder künstlerische Leistungen 

 Betreuung von Promovierenden im Rahmen kooperativer Promotionen 

 Wahrnehmung von Aufgaben in Einrichtungen der Wissenschaftsförderung, die 
überwiegend aus staatlichen Mitteln finanziert werden, sofern diese Tätigkeit auf Antrag 
der Hochschullehrerin oder des Hochschullehrers zur dienstlichen Aufgabe erklärt wird 
und keine anderweitige Honorierung (z.B. Deputatsermäßigung) erfolgt oder des  

 Internationales Engagement in Wissenschaft und Kunst 

 Engagement bei der Bildung von Forschungsschwerpunkten sowie künstlerischen 
Entwicklungsvorhaben und Projekten 
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 Aufbau und Leitung wissenschaftlicher bzw. künstlerischer Arbeitsgruppen  

 Mitwirkung in hochschulinternen Gremien/Kommissionen zur unmittelbaren Weiter-
entwicklung und Verbesserung von Forschung und Kunst 

(3) Die besonderen Leistungsbezüge können als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlung für 
einen Zeitraum bis zu fünf Jahren befristet vergeben werden. Im Falle einer wiederholten Vergabe 
sollen laufende besondere Leistungsbezüge unbefristet mit einem Widerrufsvorbehalt für den Fall 
des erheblichen Leistungsabfalls gewährt werden.  

(4) Über die Gewährung der besonderen Leistungsbezüge entscheidet gemäß § 80 Abs. 5 
HochSchG die Präsidentin oder der Präsident. Er kann hierzu das Benehmen mit dem Präsidium 
herstellen. Die Gewährung setzt einen Antrag der Professorin bzw. des Professors voraus, in dem 
die besonderen Leistungen gemäß Abs. 2 darzulegen und nachzuweisen sind. Die Dekanin oder 
der Dekan des jeweiligen Fachbereichs gibt zu den vorliegenden Anträgen eine Stellungnahme 
ab und leitet diese der Präsidentin oder dem Präsidenten zu. Die Entscheidung über den Antrag 
soll zeitnah erfolgen. Die Präsidentin oder der Präsident berichtet dem Hochschulrat mindestens 
einmal jährlich über die Gewährung von besonderen Leistungszulagen. 

(5) Die erstmalige Antragsstellung setzt eine vollendete Dienstzeit in der Hochschule Koblenz von 
in der Regel mindestens drei Jahren voraus.  

(6) Bereits gewährte Leistungsbezüge können durch Erfüllung weiterer Kriterien oder durch 
deutliche Übererfüllung eines Kriteriums erhöht werden; bereits herangezogene Kriterien und 
zugrunde gelegte Leistungen dürfen nicht doppelt berücksichtigt und besondere Leistungsbezüge 
nicht kumuliert werden. Eine Erhöhung ist nur im Rahmen eines Neuantrags und auf Grundlage 
einer erneuten individuellen Leistungsbeurteilung möglich. 

§ 3 Funktions-Leistungsbezüge 

(1) Den Dekaninnen und Dekanen, den Prodekaninnen und Prodekanen und der zentralen 
Gleichstellungsbeauftragten können, soweit sie der Besoldungsgruppe W 2 oder W 3 angehören, 
für die Dauer der Wahrnehmung der Funktion Funktions-Leistungsbezüge gewährt werden. Über 
die Gewährung entscheidet gemäß § 5 Abs. 6 Satz 2 der Landesverordnung über 
Leistungsbezüge sowie Forschungs- und Lehrzulagen im Hochschulbereich die Präsidentin oder 
der Präsident. Sie oder er kann hierzu das Benehmen mit dem Präsidium herstellen. Die 
Präsidentin oder der Präsident berichtet darüber dem Hochschulrat. 

(2) Die Dekaninnen und Dekane erhalten für die Dauer der Wahrnehmung ihrer Funktion 
Funktions-Leistungsbezüge in Höhe von 7 % der Bezüge der Besoldungsgruppe W 3; 
Prodekaninnen und Prodekane sowie die zentrale Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte in 
Höhe von 3 % der Bezüge der Besoldungsgruppe W 3. 

§ 4 Forschungs- und Lehrzulagen 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident kann entsprechend § 8 Abs. 1 der Landesverordnung über 
Leistungsbezüge sowie Forschungs- und Lehrzulagen im Hochschulbereich Professorinnen oder 
Professoren der Besoldungsgruppen W 1 bis W 3 auf Antrag eine nicht ruhegehaltsfähige 
Forschungs- und Lehrzulage gewähren, sofern folgende Voraussetzungen erfüllt sind:  

1. Der Drittmittelvertrag mit einem privaten Drittmittelgeber muss explizit die Gewährung 
einer Forschungs- und Lehrzulage, deren Höhe sowie Beginn und Ende des Zeitraums, 
für den sie bewilligt wurde, enthalten. Der Drittmittelvertrag ist dem Antrag beizufügen. 
Private Drittmittelgeber sind juristische Personen des bürgerlichen Rechts, Stiftungen, 
deren Kapital ganz oder überwiegend in privater Hand ist und Privatpersonen. 

2. Die Kosten des Forschungs- und Lehrvorhabens einschließlich evtl. durch das 
Drittmittelvorhaben bedingter hochschulinterner Aufwendungen (Overheadkosten) 
müssen gemäß Drittmittelvertrag – unabhängig von der beantragten Forschungs- und 
Lehrzulage – vollständig gedeckt sein.  

3. Das gesamte Drittmittelvorhaben – einschließlich der Forschungs- und Lehrzulage – ist 
über die Konten der Hochschule abzuwickeln. Die Forschungs- und Lehrzulage wird erst 
dann ausbezahlt, wenn die entsprechenden Zuwendungen des privaten Drittmittelgebers 
auf dem Konto der Hochschule eingegangen sind.  
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Sie oder er kann hierzu das Benehmen mit dem Präsidium herstellen. 

(2) Die Forschungs- und Lehrzulage wird regelmäßig monatlich für die Dauer des Forschungs- 
und Lehrvorhabens gewährt. Sie darf die Höhe des Jahresgrundgehalts der Antragstellerin oder 
des Antragstellers nicht überschreiten und wird maximal bis zu der vom privaten Drittmittelgeber 
bestimmten Höhe gewährt. Sie nimmt an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen nicht teil. 

§ 5 Überleitungsregeln 

(1) Diese Ordnung gilt für alle nach dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens gestellten Anträge auf 
Gewährung von Leistungsbezügen bzw. Forschungs- und Lehrzulagen. 

(2) Leistungsbezüge, die Professorinnen und Professoren vor dem Inkrafttreten dieser Ordnung 
gewährt wurden, werden bei Neuanträgen nach dieser Ordnung berücksichtigt bzw. angerechnet. 
Nach Maßgabe von § 2 Abs. 6 LeistBezO ist eine Erhöhung der bisherigen besonderen 
Leistungsbezüge durch Erfüllung zusätzlicher Kriterien oder Übererfüllung von Kriterien möglich. 

(3) Die wiederholte Vergabe und Entfristung von nach der bisherigen LeistBezO gewährten 
befristeten Leistungsbezügen erfolgt ebenfalls nach Maßgabe dieser Ordnung.  

§ 6 In-Kraft-Treten 

Die Ordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Hochschule 
in Kraft. 

 

Koblenz, den 22.08.2022 

 

 

 

Prof. Dr. Karl Stoffel  

Präsident der Hochschule Koblenz 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussorgan:  Senat der Hochschule Koblenz  
Entwurfsverfasser/in:  Kanzlerin Dr. Fabienne Köller-Marek  
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Vierte Ordnung zur Änderung der Grundordnung der Hochschule Koblenz vom 
14.09.2022 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 76 Abs. 2 Nr. 1 und § 74 Abs. 2 Satz 2 Nr. 
1 des Hochschulgesetzes vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. Juli 2021 (GVBl. S. 453), BS 223-41 hat der Senat mit Zustimmung des 
Hochschulrates der Hochschule Koblenz am 14.09.2022 die folgende Ordnung zur Änderung 
der Grundordnung der Hochschule Koblenz vom 02.03.2015 (veröffentlicht im Amtlichen 
Mitteilungsblatt der Hochschule Koblenz Nr. 01/2015 vom 31.03.2015, S. 3, berichtigt 
Amtliches Mitteilungsblatt Nr. 04/2015 vom 09.06.2015, S. 69), zuletzt geändert durch 
Änderungssatzung vom 11.07.2022 (Amtliches Mitteilungsblatt Nr. 05/2022 vom 17.08.2022, 
S. 99), beschlossen. Diese Ordnung zur Änderung der Grundordnung der Hochschule Koblenz 
hat das Ministerium für Wissenschaft und Gesundheit mit Schreiben vom 25.07.2022, AZ: 
7211-0008#2022/0004-1501 15325 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 

 
Artikel I 

 
Die Grundordnung der Hochschule Koblenz wird wie folgt geändert: 
 
1. § 10 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
„Die Wahlordnung ist eine selbstständige Satzung und kein Teil der Grundordnung.“ 
 
2. Die Anlage II zu § 10 der Grundordnung tritt außer Kraft. 
 

 
 

Artikel II 
In-Kraft-Treten 

 

Diese Ordnung zur Änderung der Grundordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung 
im Amtlichen Mitteilungsblatt der Hochschule in Kraft. 

 

Koblenz, den 14.09.2022 

 

 

 

Prof. Dr. Karl Stoffel 

Präsident der Hochschule Koblenz 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussorgan:  Senat der Hochschule Koblenz  
Entwurfsverfasser/in:  Präsident Prof. Dr. Karl Stoffel  
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Ordnung über die Wahlen zu den Organen der Hochschule Koblenz 
(Wahlordnung) vom 14.09.2022 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 des Hochschulgesetzes in der Fassung vom 23. September 
2020 (GVBI. S. 461), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli 2021 GVBI. S. 453), BS 223-
41, hat der Senat der Hochschule Koblenz am 12.09.2022 die folgende Ordnung über die 
Wahlen zu den Organen der Hochschule Koblenz (Wahlordnung) der Hochschule Koblenz 
beschlossen. Sie wird hiermit bekannt gemacht. 
 

Inhaltsverzeichnis 
  

Inhaltsverzeichnis  

§ 1 Geltungsbereich………………………………………………………………………………. 

Erster Teil  

Wahlen zu den Kollegialorganen  

§ 2 Wahlrecht und Wählbarkeit………………………………………………………………….. 

§ 3 Wahlgrundsätze………………………………………………………………………………. 

§ 4 Ersatzmitglieder……………………………………………………………………………….. 
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§ 11 Wahlvorschläge……………………………………………………………………………… 

§ 12 Prüfung der Wahlvorschläge……………………………………………………………….. 

§ 13 Stimmzettel, Wahlraum……………………………………………………………………... 

§ 14 Wahlbekanntmachung…………………………………………………………………........ 

§ 15 Nachweis des Wahlrechts und der Wählbarkeit…………………………………………. 

§ 16 Wählerverzeichnis…………………………………………………………………………… 

§ 17 Personalisierte Verhältniswahl…………………………………………………………….. 

§ 18 Mehrheitswahl……………………………………………………………………………….. 

§ 19 Stimmabgabe………………………………………………………………………………… 

§ 20 Briefwahl…………………………………………………………………………………....... 

§ 21 Stimmabgabe bei Briefwahl……………………………………………………………....... 

§ 22 Gültigkeit der Stimmabgabe………………………………………………………………... 

§ 23 Wahlniederschrift……………………………………………………………………………. 

§ 24 Wahlergebnis………………………………………………………………………………… 

§ 25 Feststellung der Ergebnisse der Wahl……………………………………………………. 

§ 26 Wahlverfahren zum Hochschulrat…………………………………………………………. 
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§ 1 Geltungsbereich 

Diese Ordnung gilt für die Wahlen zu den Organen der Hochschule Koblenz.   
 
 

Erster Teil 

Wahlen zu den Kollegialorganen 

 
§ 2 Wahlrecht und Wählbarkeit 

(1) Wahlberechtigt und wählbar sind  

1. die Mitglieder der Hochschule Koblenz (§ 36 Abs. 1 Satz 1 HochSchG) und   

2. sonstige Personen, die mit Zustimmung der Präsidentin oder des Präsidenten (§ 36 Abs. 
1 Satz 2 HochSchG) hauptberuflich an der Hochschule tätig sind.   

Nicht wahlberechtigt und nicht wählbar sind Personen, die für nicht länger als sechs Monate an 
der Hochschule hauptberuflich beschäftigt werden.   

(2) Im Fachbereich sind wahlberechtigt und wählbar: 

1. Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer und Personen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 
in dem Fachbereich, dem sie zugeordnet sind,   

2. Studierende in dem Fachbereich, für den sie sich eingeschrieben haben,   

3. akademische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und nicht wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, soweit sie einem Fachbereich zugeordnet sind, in diesem 
Fachbereich.  

Wahlberechtigte können nur in einem Fachbereich wählen und gewählt werden; gehören sie 
mehreren Fachbereichen an, bestimmen sie den Fachbereich innerhalb der Auslegungszeit des 
Wählerverzeichnisses durch Erklärung gegenüber der Wahlleitung. Unterbleibt eine solche 
Erklärung oder ist sie nicht klar, entscheidet die Wahlleitung. 

(3) Gleichzeitige Mitgliedschaft oder Ersatzmitgliedschaft in mehreren Kollegialorganen ist 
zulässig.   

§ 3 Wahlgrundsätze 

(1) Die Wahlen sind frei, gleich und geheim.   

(2) Die Mitglieder der Gruppen im Senat und in den Fachbereichsräten werden nach den 
Grundsätzen der personalisierten Verhältniswahl (§ 17) gewählt, soweit nicht die 
Voraussetzungen der Mehrheitswahl nach § 18 Abs. 1 oder 2 vorliegen.   

(3) Wahlberechtigte können ihre Stimme nur persönlich abgeben.   

 

§ 4 Ersatzmitglieder 

(1) Bei den Wahlen zu den Kollegialorganen sollen mindestens doppelt so viele Personen 
aufgestellt werden, wie Mitglieder zu wählen sind.  

(2) Ein Ersatzmitglied tritt als Mitglied ein, wenn  
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1. ein Mitglied durch Tod, Verlust der Mitgliedschaft in der Hochschule oder im 
Kollegialorgan (insbesondere infolge eines Wechsels der Fachbereichs- oder der 
Gruppenzugehörigkeit) oder aus anderen wichtigen Gründen ausscheidet,   

2. ein gewähltes Mitglied die Wahl aus wichtigen Gründen ablehnt,   

3. die Wahl eines Mitglieds für ungültig erklärt wird,   

4. sich die Mitgliederzahl seiner Gruppe auf Grund des § 77 Satz 1 i.V.m. § 37 Abs. 5 Satz 
5 HochSchG oder nach § 87 Satz 2 i.V.m § 37 Abs. 5 Satz 5 HochSchG erhöht,   

5. ein Mitglied des Senats in das Präsidenten- oder Vizepräsidentenamt oder in den 
Hochschulrat gewählt wird. 

(3) Ersatzmitglied ist, wer im Falle der personalisierten Verhältniswahl die nächst höhere 
Stimmenzahl in seiner Liste oder wer im Falle der Mehrheitswahl die nächst höhere 
Stimmenzahl in seiner Gruppe erhalten hat.   

(4) Soweit sich die Mitgliederzahl einer Gruppe nach § 77 Satz 1 i.V.m. § 37 Abs. 5 Satz 5 und 
§ 37 Abs.2 HochSchG oder nach § 87 Satz 2 i.V.m. § 37 Abs. 5 Satz 5 und § 37 Abs. 2 
HochSchG vermindert, scheiden aus jeder Gruppe die Mitglieder mit den geringsten 
Stimmenzahlen ersatzlos aus.  

§ 5 Wahlbezirke, Stimmbezirke 

(1) Wahlbezirke für die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind  

1. für den Senat die Fachbereiche,  

2. für die Fachbereichsräte die Fachbereiche.   

(2) Wahlbezirke für die Studierenden sind  

1. für den Senat die Hochschule,  

2. für die Fachbereichsräte die Fachbereiche.   

(3) Wahlbezirke für die akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die nicht 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind   

1. für den Senat die Hochschule,  

2. für die Fachbereichsräte die Fachbereiche.   

(4) Stimmbezirke sind die Standorte der Hochschule Koblenz. 

(5) Die Zahl der Wahlberechtigten eines Stimmbezirks darf nicht so gering sein, dass zu 
erkennen ist, wie einzelne Wahlberechtigte abgestimmt haben.   

(6) Für die Wahlen zu den Kollegialorganen können jeweils mehrere Stimmbezirke gebildet 
werden.   
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§ 6 Wahlleitung 

Die Präsidentin oder der Präsident bestellt die Wahlleiterin oder den Wahlleiter und 
mindestens eine Person zur Stellvertretung. Die Wahlleitung schreibt die Wahlen aus, ist für 
ihre technische Vorbereitung verantwortlich, koordiniert ihre Durchführung und unterstützt die 
Wahlvorstände; sie nimmt die Wahlergebnisse aus den Stimmbezirken entgegen und gibt sie 
bekannt. Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber können nicht der Wahlleitung angehören.   

§ 7 Wahlvorstand 

(1) Für die Stimmbezirke werden für die Wahlen zum Senat und zum Fachbereichsrat von der 
Präsidentin oder vom Präsidenten Wahlvorstände bestellt. Der Wahlvorstand ist für die 
Durchführung der Wahlen verantwortlich; insbesondere leitet er die Stimmabgabe, stellt das 
Wahlergebnis im Stimmbezirk fest und teilt es dem Wahlausschuss unverzüglich mit.  

(2) Wahlvorstände bestehen aus einem vorsitzenden und zwei beisitzenden Mitgliedern. Die 
Mitglieder sollen verschiedenen Gruppen angehören und für die betreffende Wahl 
wahlberechtigt sein. Wahlvorstände sind beschlussfähig, wenn mindestens das vorsitzende 
und ein beisitzendes Mitglied anwesend sind. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit 
gefasst; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.  

(3) Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber können nicht den Wahlvorständen angehören. 
 

§ 8 Wahlausschuss 

(1) Der Wahlausschuss beschließt über die Zulassung der eingereichten Wahlvorschläge, 
erstellt die Stimmzettel, stellt das Gesamtwahlergebnis fest, nimmt die Verteilung der Sitze vor 
und teilt das Resultat der Wahlleitung unverzüglich mit.   

(2) Der Wahlausschuss besteht aus den Wahlvorständen der für die jeweilige Wahl gebildeten 
Stimmbezirke und wird zur konstituierenden Sitzung von der Präsidentin oder vom Präsidenten 
eingeladen. Er wählt aus seiner Mitte ein vorsitzendes Mitglied. Ist für eine Wahl nur ein 
Stimmbezirk gebildet, nimmt der Wahlvorstand die Aufgaben des Wahlausschusses wahr.   

§ 9 Wahltermin 

(1) Die Wahlen zum Senat und zu den Fachbereichsräten sind während der Vorlesungszeit 
des Wintersemesters durchzuführen.   

(2) Die Wahlen zum Senat und zu den Fachbereichsräten sollen gleichzeitig abgehalten 
werden. 

(3) Überwiegen bei den Studierenden eines Fachbereiches die Fernstudierenden, so soll die 
Wahl in der Gruppe der Studierenden dieses Fachbereiches an einem Freitag oder Samstag, 
an dem Präsenzlehrveranstaltungen für die Fernstudierenden stattfinden, durchgeführt 
werden. Hierfür können zusätzliche Wahltermine anberaumt werden.   

(4) Die Wahltermine bestimmt die Präsidentin oder der Präsident.   

§ 10 Wahlgruppen 

(1) Wahlgruppen bilden:   

1. die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer  

2. die Studierenden   

3. die akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die nicht 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.   
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(2) Vertreterinnen und Vertreter von Professuren zählen zur Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer. Personen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 zählen zur Gruppe der 
akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der nicht wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. § 2 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt.   

§ 11 Wahlvorschläge 

(1) Für die Wahl zum Senat können die Wahlberechtigten einer Wahlgruppe bei der oder dem 
Vorsitzenden des Wahlausschusses und für die Wahlen zu den Fachbereichsräten beim 
Wahlvorstand bis spätestens zwölf Arbeitstage vor dem Wahltag Wahlvorschläge einreichen. 

(2) Wahlvorschläge dürfen nur Personen enthalten, die der jeweiligen Wahlgruppe gemäß 
§ 10 angehören und die nach § 2 wählbar sind. Jede Person darf nur in einen Wahlvorschlag 
aufgenommen werden. Im Wahlvorschlag sind die Personen in erkennbarer Reihenfolge 
aufzuführen.   

(3) Wahlvorschläge bedürfen der Schriftform. Den Wahlvorschlägen ist die Erklärung der 
Vorgeschlagenen beizufügen, dass sie mit ihrer Bewerbung einverstanden sind. Die 
elektronische Form ist zulässig, wenn die Vorschlagenden eindeutig identifiziert werden 
können.  

(4) Wahlvorschläge müssen von mindestens zwei Wahlberechtigten der jeweiligen 
Wahlgruppe unterschrieben sein. Unterschrift durch Bewerberinnen und Bewerber ist statthaft. 
Umfasst die Wahlgruppe weniger als sechs Wahlberechtigte, genügt die Unterschrift eines 
Wahlberechtigten. Wahlberechtigte können jeweils nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen.   

§ 12 Prüfung der Wahlvorschläge 

(1) Der Wahlausschuss vermerkt auf jedem eingereichten Wahlvorschlag Tag und Uhrzeit des 
Eingangs. Dabei sollen die Vorschläge auf ihre äußere Ordnungsmäßigkeit und Vollständigkeit 
geprüft und offenkundige Mängel beanstandet werden. Anschließend sind die Wahlvorschläge 
in allen betroffenen Fachbereichen der Hochschule bekanntzugeben. Bis zum Ablauf der für 
die Einreichung vorgesehenen Frist können Wahlvorschläge von den Vorschlagenden 
gemeinsam ergänzt, geändert oder zurückgezogen werden. § 8 Abs. 2 S. 3 gilt entsprechend.   

(2) Der Wahlausschuss beschließt unverzüglich nach Ablauf der für die Einreichung 
vorgesehenen Frist über die Zulassung der Wahlvorschläge. Wahlvorschläge, die den 
Anforderungen dieser Wahlordnung nicht genügen, sind zurückzuweisen. Der Wahlausschuss 
setzt eine Nachfrist von fünf Tagen zur Beseitigung der Mängel.   

§ 13 Stimmzettel, Wahlraum 

(1) Abgestimmt wird mit amtlichen Stimmzetteln. Die Stimmzettel für die Wahlen zum Senat 
und zu den Fachbereichsräten müssen für jede Wahlgruppe eine andere Farbe haben und mit 
einer eindeutigen Überschrift versehen sein.   

(2) Wahlräume sind so auszustatten, dass der Stimmzettel unbeobachtet ausgefüllt werden 
kann.   

§ 14 Wahlbekanntmachung 

(1) Die Wahlleitung macht die Wahl mindestens vier Wochen vor dem Wahltag während der 
Vorlesungszeit schriftlich bekannt.   

(2) In der Wahlbekanntmachung ist darauf hinzuweisen:   

1. zu welchem Organ die Wahl stattfindet,   

2. wer wahlberechtigt und wer wählbar ist,   
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3. wo und wann Wahlberechtigte die Stimme abgeben können,   

4. dass eine stellvertretende Stimmabgabe unzulässig ist, 

5. wie viele Mitglieder und Ersatzmitglieder zu wählen sind und wie viele auf die 
einzelnen Gruppen entfallen,   

6. dass Wahlvorschläge eingereicht werden sollen, die den Anforderungen des § 11 
genügen,   

7. dass nur mit amtlich hergestellten Stimmzetteln abgestimmt werden darf und solche 
Stimmzettel nach Farbe für jede Gruppe verschieden im Wahlraum bereitgehalten 
werden,   

8. dass nur wählen oder gewählt werden kann, wer im Wählerverzeichnis eingetragen 
ist,   

9. wo und wann das Wählerverzeichnis eingesehen und eine Berichtigung verlangt 
werden kann,   

10. in welcher Weise die Stimmen brieflich abgegeben werden können,   

11. wann personalisierte Verhältniswahl und wann Mehrheitswahl stattfindet und dass 
bei personalisierter Verhältniswahl nur eine Liste gewählt werden kann, bei 
Mehrheitswahl jedoch vorgeschlagene und nicht vorgeschlagene Personen gewählt 
werden können,   

12. welche Stimmbezirke gebildet sind.  

§ 15 Nachweis des Wahlrechts und der Wählbarkeit 

(1) Wählen darf nur, wer im Wählerverzeichnis aufgeführt ist und bei der Wahl auf Verlangen 
einen gültigen Personalausweis, Reisepass oder Studierendenausweis vorlegen kann.   

(2) Ob Personen wählbar sind, wird bei der Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge 
festgestellt. Bei Mehrheitswahl ist die Wählbarkeit der auf dem Stimmzettel der Wählerinnen und 
Wähler eingetragenen Personen bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses vom Wahlausschuss 
festzustellen.   

§ 16 Wählerverzeichnis 

(1) Der zuständige Wahlvorstand stellt für jede Wahl sowie für jede Wahlgruppe und für jeden 
Stimmbezirk ein Wählerverzeichnis auf, in dem die Wahlberechtigten aufgeführt sind.   

(2) Das Wählerverzeichnis muss Name, Vorname und Zuordnung innerhalb der Hochschule (z.B. 
Fachbereich oder Dienststelle) der Wahlberechtigten enthalten.   

(3) Das Wählerverzeichnis wird bis zum Wahltag während der Dienststunden zur Einsicht für die 
Mitglieder der Hochschule bei dem zuständigen Wahlvorstand ausgelegt.   

(4) Wahlberechtigte (§ 2 Abs. 1), die das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig 
halten, können bis eine Woche vor dem Wahltag dessen Berichtigung während der Dauer der 
Auslegungszeit bei dem Wahlvorstand beantragen. Sie haben die erforderlichen Beweise 
beizubringen, sofern die behaupteten Tatsachen nicht amtsbekannt oder offenkundig sind. Über 
den Antrag entscheidet der Wahlvorstand. Die Entscheidung ist der betroffenen Person 
mitzuteilen, soweit sie für das Wahlrecht oder die Wählbarkeit erheblich ist. Das 
Wählerverzeichnis kann bis zur Wahlhandlung auch von Amts wegen berichtigt oder ergänzt 
werden. Die Wahlhandlung beginnt mit der Eröffnung der Wahl.   
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§ 17 Personalisierte Verhältniswahl 

(1) Personalisierte Verhältniswahl findet statt, wenn für eine Gruppe mehrere gültige 
Wahlvorschläge vorliegen, mehr als ein Mitglied zu wählen ist und die Gesamtzahl der 
vorgeschlagenen Bewerberinnen und Bewerber die Zahl der von der jeweiligen Gruppe zu 
wählenden übersteigt. Die Wählerinnen und Wähler können ihre Stimme nur für eine Liste 
abgeben.   

(2) Auf dem Stimmzettel sind die Vorschlagslisten in der Reihenfolge der Ordnungsnummern 
unter Angabe der Vor- und Zunamen der Bewerberinnen und Bewerber aufzuführen. Bei der 
Wahl zum Senat sind außerdem Fachbereich oder Dienststelle der Bewerberinnen und 
Bewerber anzugeben.   

(3) Die Wählerinnen und Wähler kreuzen auf dem Stimmzettel eine Bewerberin oder einen 
Bewerber derjenigen Liste an, der sie ihre Stimme geben wollen. Sie kennzeichnen damit 
gleichzeitig die Bewerberin oder den Bewerber ihrer Wahl. Kreuzen sie die auf der ersten 
Position kandidierende Person an, so wählen sie die Liste in der vorgegebenen Reihenfolge. 
Kreuzen sie eine andere Person an, so wird diese an die erste Stelle gesetzt, die übrigen 
Bewerberinnen und Bewerber folgen in der bisherigen Reihenfolge.   

(4) Die auf jeden Wahlvorschlag entfallenden Sitze werden nach dem Verfahren Hare/ Niemeyer 
errechnet. Die Zahl der Gremiensitze wird mit der Zahl Stimmen der Wählerinnen und Wähler 
einer Liste multipliziert und anschließend durch die Gesamtzahl aller abgegebenen gültigen 
Stimmen dividiert. Zunächst erhält jede Liste den ganzzahligen Anteil der sich aus dieser 
Proportion ergebenden Berechnung. Sind danach noch Sitze zu vergeben, so sind sie in der 
Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile auf die Listen zu vergeben. Sind weniger Sitze zu 
verteilen, als gleiche Zahlenbruchteile vorhanden sind, so entscheidet das Los. Enthält eine 
Vorschlagsliste weniger Bewerberinnen und Bewerber als ihr anteilmäßig Sitze zustehen 
würden, so fallen die überschüssigen Sitze den übrigen Vorschlagslisten in der Reihenfolge der 
nächsten Zahlenbruchteile zu. Innerhalb der Vorschlagslisten sind die Sitze auf die 
Bewerberinnen und Bewerber in der auf der Liste angegebenen Reihenfolge zu verteilen, sofern 
die Wählerinnen und Wähler nicht eine andere Reihenfolge bestimmt haben. Ist eine andere 
Reihenfolge bestimmt worden, so erfolgt die Sitzverteilung nach der Zahl der Stimmen, die auf 
jede Bewerberin oder jeden Bewerber entfallen. Bei Gleichheit der Zahl der Stimmen für 
Bewerber auf der Liste entscheidet die ursprüngliche Reihenfolge.   

§ 18 Mehrheitswahl 

(1) Bei der Wahl der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, akademischen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie nicht wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zum Rat des Fachbereichs findet Mehrheitswahl statt.   

(2) Mehrheitswahl findet statt, wenn für eine Gruppe   

1. nur ein oder kein zugelassener Wahlvorschlag vorliegt,   

2. die Gesamtzahl der vorgeschlagenen Personen die Zahl der von der jeweiligen 
Wahlgruppe zu wählenden nicht übersteigt und mehr als ein Mitglied zu wählen ist 
oder  

3. nur ein Mitglied zu wählen ist.   

(3) Liegen ein oder mehrere zugelassene Wahlvorschläge vor, werden auf dem Stimmzettel   

1. alle vorgeschlagenen wählbaren Bewerberinnen und Bewerber in alphabetischer 
Reihenfolge aufgeführt und   

2. so viele freie Linien angebracht, dass Namen von Personen in einer Anzahl 
niedergeschrieben werden können, wie Mitglieder zu wählen sind.   
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Liegt kein gültiger Wahlvorschlag vor, wird nur ein Stimmzettel nach Satz 1 Nr. 2 gefertigt. Auf 
jedem Stimmzettel ist anzugeben, wie viele Mitglieder in der Gruppe gewählt werden können.   

(4) Die Wählerinnen und Wähler können auf den Stimmzetteln gemäß Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 
und Satz 2 so viele wählbare Personen mit Namen und möglichst ihrer Zuordnung in der 
Hochschule (z. B. Fachbereich oder Dienststelle) eintragen, wie Mitglieder in der jeweiligen 
Gruppe zu wählen sind. Bei einem Stimmzettel nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 können die 
Wählerinnen und Wähler auch vorgeschlagene Bewerberinnen und Bewerber streichen, und sie 
können bis zu der sich aus Satz 1 ergebenden Zahl andere wählbare Personen hinzufügen. 

§ 19 Stimmabgabe 

(1) Die Stimme ist im Wahlraum des Stimmbezirks abzugeben.   

(2) Während der Zeit der Stimmabgabe ist jede Beeinflussung der Wahlberechtigten im 
Wahlraum untersagt.   

(3) Bei der Stimmabgabe müssen das vorsitzende und mindestens ein beisitzendes Mitglied 
des Wahlvorstands anwesend sein.   

(4) Zur Stimmabgabe wird nicht zugelassen, wer nicht im Wählerverzeichnis eingetragen ist 
oder wer laut Wählerverzeichnis bereits abgestimmt hat.  

(5) Die Wählerinnen und Wähler füllen den Stimmzettel aus und falten ihn so zusammen, dass 
bei der Stimmabgabe andere Personen nicht erkennen können, wie gewählt wurde. Bei 
verbundenen Wahlen (gleichzeitige Wahl zu verschiedenen Kollegialorganen) muss jeder 
Stimmzettel einzeln gefaltet werden. Danach begeben sich die Wählerinnen und Wähler an den 
Tisch des Wahlvorstandes, nennen ihren Namen und auf Anfrage ihren Fachbereich, 
Dienststelle oder Wohnung. Sie haben sich auf Verlangen auszuweisen. Sobald anhand des 
Wählerverzeichnisses die Wahlberechtigung festgestellt und die Stimmabgabe in der dafür 
vorgesehenen Spalte des Wählerverzeichnisses vermerkt ist, darf der Stimmzettel in die 
Wahlurne eingeworfen werden.  

(6) Wird die Stimmabgabe unterbrochen oder das Wahlergebnis nicht unmittelbar nach 
Abschluss der Stimmabgabe festgestellt, so hat das vorsitzende Mitglied des Wahlvorstands 
oder die von ihm beauftragte Person die Wahlurne so zu verschließen, dass es ohne 
Gewaltanwendung unmöglich ist, Stimmzettel einzuwerfen oder zu entnehmen. Muss die 
Wahlurne über Nacht aufbewahrt werden, so bestimmt der Wahlvorstand den Ort und die Art 
und Weise der Aufbewahrung. Bei Wiedereröffnung der Wahl und bei Entnahme der 
Stimmzettel zur Auszählung hat sich der Wahlvorstand davon zu überzeugen, dass der 
Verschluss unversehrt ist.  

§ 20 Briefwahl 

(1) Wahlberechtigte, die voraussichtlich verhindert sind, am Wahltermin ihre Stimme im 
Wahlraum abzugeben, können von der Briefwahl Gebrauch machen; dasselbe gilt, wenn am 
Ort des Fachbereichs oder der Dienststelle die Stimme nicht abgegeben werden kann.   

(2) Wahlberechtigte können bis 16.00 Uhr des vierten Arbeitstages vor dem Wahltag schriftlich 
oder bis 12.00 Uhr des Arbeitstages vor dem Wahltag persönlich bei dem Wahlvorstand 
Briefwahl beantragen. Studierende haben bei persönlicher Beantragung ihren 
Studierendenausweis vorzulegen. Darauf sind ein Wahlschein, ein Stimmzettel und ein 
freigemachter Wahlbriefumschlag auszuhändigen oder zu übersenden. Wird der Wahlbrief vom 
Ausland übersandt, so ist er freizumachen. Der Wahlschein muss Name, Vorname und 
Anschrift, Gruppenzugehörigkeit, Zuordnung in der Hochschule (z.B. Fachbereich oder 
Dienststelle) der oder des Wahlberechtigten sowie eine Erklärung enthalten, dass der 
Stimmzettel persönlich ausgefüllt wurde. Ferner sind auf dem Wahlschein die für das 
Briefwahlverfahren notwendigen Hinweise zu geben.   
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(3) Die Wahlbriefe sollen bis zum siebten Arbeitstag vor dem Wahltag an die beantragenden 
Wahlberechtigten versandt werden, es sei denn, der Antrag geht erst später innerhalb der Frist 
des Abs. 2 Satz 1 ein. Ansonsten sollen die Wahlbriefe unverzüglich nach Beantragung der 
Briefwahl an den betreffenden Wahlberechtigten versandt (§ 20 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 oder 
ausgehändigt (§ 20 Abs. 2 S.1 Alt. 2) werden. 

(4) Die Aushändigung oder Übersendung der Briefwahlunterlagen ist im Wählerverzeichnis zu 
vermerken.   

(5) Wer Briefwahlunterlagen ausgehändigt erhalten hat oder wem sie übersandt worden sind, 
kann seine Stimme nur im Wege der Briefwahl abgeben.   

§ 21 Stimmabgabe bei Briefwahl 

(1) Bei Briefwahl kennzeichnet die Wählerin oder der Wähler den Stimmzettel und legt ihn in 
den Wahlumschlag. Die auf dem Wahlschein enthaltene Erklärung (§ 20 Abs. 2 Satz 5) ist unter 
Angabe des Ortes und des Tages zu unterschreiben und zusammen mit dem Wahlumschlag in 
den Wahlbriefumschlag zu legen. Dieser ist zu verschließen. Der Wahlbriefumschlag ist an den 
Wahlvorstand zu senden oder diesem abzugeben. Er muss bis zum Ablauf der Wahlzeit beim 
Wahlvorstand eingegangen sein. Tag und Uhrzeit des Eingangs ist auf dem Wahlbriefumschlag 
mit Unterschrift zu vermerken.   

(2) Nach Ablauf der Wahlzeit werden die Wahlumschläge in die Urne geworfen und zusammen 
mit den übrigen abgegebenen Stimmen gezählt.  

§ 22 Gültigkeit der Stimmabgabe 

(1) Nach der Stimmauszählung entscheidet der Wahlvorstand über die Gültigkeit der 
Stimmabgabe.   

(2) Eine Stimmabgabe ist ungültig, wenn  

1. der Stimmzettel nicht amtlich hergestellt ist,   

2. der Stimmzettel nicht gekennzeichnet ist oder die Kennzeichnung den Willen der 
Wählerinnen und Wähler nicht eindeutig erkennen lässt,   

3. der Stimmzettel ganz durchgestrichen oder durchgerissen ist,   

4. der Stimmzettel durch schriftliche Zusätze ergänzt ist, § 18 Abs. 4 bleibt unberührt. 

5. die gewählte Person nicht oder in der betreffenden Gruppe nicht wählbar ist, 
hinsichtlich dieser Person,   

6. die gewählte Person nicht zweifelsfrei zu erkennen ist, hinsichtlich dieser Person.   

(3) Bei Mehrheitswahl ist darüber hinaus eine Stimmabgabe ungültig, wenn   

1. mehr Personen aufgeführt sind, als zu wählen sind,   

2. eine wählbare Person mehr als einmal aufgeführt ist, hinsichtlich der weiteren 
Kennzeichnungen. 
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§ 23 Wahlniederschrift 

(1) Über die Wahlhandlung und Feststellung des Wahlergebnisses wird vom Wahlvorstand eine 
Niederschrift angefertigt. Sie ist von den Mitgliedern des Wahlvorstands zu unterzeichnen. Die 
Niederschrift muss enthalten:   

1. die Namen der Mitglieder des Wahlvorstands,   

2. Beanstandungen und besondere Vorkommnisse bei der Wahlhandlung und bei der 
Feststellung des Wahlergebnisses,  

3. Feststellung über die Nichtzulassung der Wählerinnen und Wähler,   

4. die Zahl der in jeder Gruppe gemäß § 22 Abs. 2 und 3 ungültigen Stimmabgaben,   

5. die Zahl der auf die einzelnen Vorschläge entfallenden Stimmen,   

6. die Zahl der abgegebenen Stimmen.   

(2) Der Niederschrift sind die Stimmzettel beizufügen.    

§ 24 Wahlergebnis 

(1) Bei der personalisierten Verhältniswahl sind die Mitglieder in der sich gemäß § 17 Abs. 4 
ergebenden Reihenfolge gewählt; als Ersatzmitglieder sind von jedem Wahlvorschlag so viele 
nachfolgende Bewerberinnen oder Bewerber in der sich aus ihm ergebenden Reihenfolge 
gewählt, wie Mitglieder aus dem Wahlvorschlag gewählt sind.   

(2) Bei der Mehrheitswahl sind zunächst die Mitglieder und dann die Ersatzmitglieder in der 
Reihenfolge der jeweils höchsten auf sie entfallenden Stimmenzahl gewählt. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los.   

§ 25 Feststellung der Ergebnisse der Wahl 

(1) Der Wahlvorstand stellt unverzüglich nach Ablauf der Wahlzeit – jedoch nicht vor Ende des 
letzten Wahltermins sämtlicher Stimmbezirke - das Wahlergebnis fest; er zählt die Stimmen aus 
und entscheidet über die Gültigkeit der Stimmabgabe. Sind mehrere Stimmbezirke gebildet, so 
stellt der Wahlausschuss das Gesamtwahlergebnis auf Grund der ihm von den Wahlvorständen 

gemeldeten Ergebnisse der einzelnen Stimmbezirke fest.  

(2) Die Wahlleitung benachrichtigt die gewählten Mitglieder und Ersatzmitglieder. Mitglieder und 
Ersatzmitglieder, welche die Wahl aus wichtigen Gründen (§ 37 Abs. 1 Satz 3 HochSchG) nicht 
annehmen, müssen dies innerhalb von zehn Tagen nach Aushang des Wahlergebnisses 
gegenüber der Wahlleitung erklären.   

(3) Die Wahlunterlagen sind von der Wahlleitung vier Jahre lang aufzubewahren.    

§ 26 Wahlverfahren zum Hochschulrat 

(1) Wird ein Mitglied des Senates gewählt und nimmt es die Wahl an, verliert es seine 
Mitgliedschaft im Senat. Gewählt werden kann nur, wer von einem Mitglied des Senats oder 

den Studierendenschaften vorgeschlagen wurde. 

(2) Bei der Zusammensetzung des Hochschulrats ist zu berücksichtigen, dass mindestens ein 
Mitglied der fünf Mitglieder der Hochschule der Gruppe der Studierenden angehören soll. 



Nr. 07/2022 vom 22.09.2022 Amtliches Mitteilungsblatt der Hochschule Koblenz  Seite 265 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident fordert die Vorschlagsberechtigten schriftlich auf, ihr oder 
ihm innerhalb eines Monats Vorschläge zur Wahl der Mitglieder des Hochschulrates zu 
unterbreiten. 

(4) Die Vorschläge müssen schriftlich bei der Präsidentin oder dem Präsidenten eingereicht 
werden. Er muss die schriftliche Zustimmung der Kandidatin oder des Kandidaten und eine 
Kurzdarstellung der Vorstellungen der Kandidatin oder des Kandidaten über ihre oder seine 
Wahrnehmung der Aufgaben als Mitglied des Hochschulrates beinhalten. Ein Senatsmitglied 

kann sich nicht selbst vorschlagen. 

(5) Die Mitglieder des Senates erhalten Kenntnis von allen Vorschlägen. 

(6) Nach der persönlichen Vorstellung der vorgeschlagenen Kandidatinnen und Kandidaten im 
Senat erfolgt die Wahl. Diese wird durch den von der Präsidentin oder vom Präsidenten 
berufenen Wahlvorstand des Senats geleitet. § 7 Abs. 2 und § 29 Abs. 2 gelten entsprechend. 

(7) Die Wahl der Mitglieder des Hochschulrats erfolgt in schriftlicher und geheimer Wahl durch 
die Mitglieder des Senats. Dazu werden die Bewerberinnen und Bewerber in alphabetischer 
Reihenfolge in einer Liste aufgeführt. 

(8) Die Wählerinnen und Wähler erhalten so viele Stimmen, wie Sitze im Hochschulrat noch zu 
besetzen sind. Stimmenhäufung auf eine Bewerberin oder einen Bewerber ist ausgeschlossen. 

(9) Gewählt ist, wer mindestens zwei Drittel der Stimmen der Mitglieder des Senats erhält. 

(10) Das Wahlverfahren ist beendet, wenn fünf Mitglieder des Hochschulrats gewählt sind. 

(11) Erreichen nicht genügend Bewerberinnen oder Bewerber die notwendige Stimmenanzahl 
gemäß Abs. 9, wird das Verfahren in weiteren Wahlgängen fortgesetzt. Dabei fällt diejenige 
Bewerberin oder derjenige Bewerber bzw. fallen diejenigen Bewerberinnen oder Bewerber aus 
dem Wahlverfahren heraus, die oder der im vorhergehenden Wahlgang die wenigsten Stimmen 
auf sich vereinigt hat bzw. haben. Satz 2 gilt nicht, wenn danach weniger Bewerberinnen oder 
Bewerber als noch für den Hochschulrat zu vergebende Sitze vorhanden sind. 

(12) Für den Fall, dass weniger als fünf Kandidatinnen oder Kandidaten die erforderliche 
Stimmenanzahl gemäß Abs. 9 in der Wahlversammlung erreichen, wird das Verfahren gemäß 
Absatz 3 bis 11 fortgesetzt. Dabei entfallen die bisherigen Vorschläge hinsichtlich der 
Kandidatinnen oder Kandidaten, die nicht die erforderliche Stimmenanzahl erreicht haben. 
Erneuter Vorschlag und erneute Kandidatur sind zulässig. 
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Zweiter Teil 

Wahlen der Präsidiumsmitglieder und der Mitglieder der Fachbereichsleitungen 

 

§ 27 Wahlrecht und Wählbarkeit 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident, die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident bzw. die 
Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten sowie die Kanzlerin oder der Kanzler werden von den 
Mitgliedern des Senats gewählt. Die Dekanin oder der Dekan, die Prodekanin oder der 
Prodekan bzw. die Prodekaninnen oder Prodekane werden von den Mitgliedern des 
Fachbereichsrats gewählt.   

(2) Zur Präsidentin oder zum Präsidenten kann gewählt werden, wer gemäß § 80 Abs. 7 Satz 2 
HochSchG vorgeschlagen ist. Zur Vizepräsidentin oder zum Vizepräsidenten der Hochschule 
kann gewählt werden, wer gemäß § 82 Abs. 2 Satz 4 HochSchG vorgeschlagen ist. Zur 
Kanzlerin oder zum Kanzler der Hochschule kann gewählt werden, wer gemäß § 83 Abs. 4 Satz 
2 HochSchG vorgeschlagen ist. 

(3) Zur Dekanin oder zum Dekan sowie zur Prodekanin oder zum Prodekan können dem 
Fachbereichsrat angehörende Professorinnen oder Professoren gewählt werden. Die 
Präsidentin oder der Präsident sowie jedes Mitglied des Fachbereichsrates kann Vorschläge 
machen; sie sollen dem Wahlvorstand eine Woche vor der Wahl vorliegen.  

§ 28 Wahlversammlung 

(1) Für die Wahl nach § 27 Abs. 1 S. 1 tritt der Senat als Wahlversammlung zusammen. Für die 
Wahl nach § 27 Abs. 1 S. 2 tritt der jeweilige Fachbereichsrat als Wahlversammlung zusammen.   

(2) Auf Antrag eines Viertels der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder findet eine 
Aussprache über die Bewerbungen in nichtöffentlicher Sitzung statt.  

§ 29 Wahlvorstand 

(1) Die Wahlvorstände der zuständigen Gremien werden auf Beschluss des jeweiligen 
Gremiums berufen. § 7 Abs. 2 gilt entsprechend.   

(2) Die Wahlvorstände eröffnen die Wahlversammlung, leiten und schließen sie. Sie erläutern 
das Wahlverfahren. Die anwesenden Wahlberechtigten können mit Mehrheit eine Aussprache 
über die Wahl beschließen.   

(3) Für jede Wahlversammlung ist vom Wahlvorstand ein Verzeichnis ihrer Mitglieder 
aufzustellen, in das Name, Vorname, Fachbereich oder Dienststelle der Wahlberechtigten 
einzutragen sind (Wählerverzeichnis). Im Wählerverzeichnis ist zu vermerken, wer zur 
Wahlversammlung erschienen ist.   

(4) Sind nach Feststellung des Wahlvorstandes zur ersten Wahlversammlung nicht mehr als die 
Hälfte der Wahlberechtigten erschienen, so findet die Wahl nicht statt. In diesem Falle wird eine 
zweite Wahlversammlung einberufen, bei der die Zahl der erschienenen Wahlberechtigten für die 
Durchführung der Wahl ohne Bedeutung ist. Bei der Einladung ist hierauf deutlich hinzuweisen.    

§ 30 Wahltermin, Wahlbekanntmachung 

(1) Die Wahlen gemäß § 27 Abs. 1 sind jeweils während der Vorlesungszeit durchzuführen. Die 
Wahltermine bestimmt die Präsidentin oder der Präsident.   

(2) Der Wahlvorstand des Senats macht die Wahl mindestens drei Wochen vor dem Wahltag 
während der Vorlesungszeit schriftlich bekannt. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, 
wo und wann die Wahl stattfindet, wer wahlberechtigt und wer wählbar ist.  
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(3) Die Präsidentin oder der Präsident lädt die Mitglieder des Senats, die Dekanin oder der Dekan 
und die Mitglieder des Fachbereichsrats spätestens drei Wochen vor der Wahl schriftlich zur 
Wahlversammlung ein.    

§ 31 Durchführung der Wahl, Stimmzettel 

(1) Bei den Wahlen gemäß § 27 Abs. 1 sind auf dem Stimmzettel die Namen und Vornamen der 
Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge aufzuführen. Die Wählerinnen und Wähler 
kennzeichnen durch ein Kreuz die Person, der sie ihre Stimme geben wollen. § 3 Abs. 3, § 13 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie § 19 Abs. 5 und 6 gelten entsprechend.  

(2) Liegt nur eine Bewerbung vor, muss der Stimmzettel vorsehen, dass mit „Ja“ oder „Nein“ 
abgestimmt werden kann.   

(3) Wird in den Fällen des § 27 Abs. 3 auch in der Wahlversammlung keine Person 
vorgeschlagen, so können die Wahlberechtigten einen Namen aus dem Kreis der wählbaren 
Personen auf einem unbeschrifteten Stimmzettel eintragen.   

§ 32 Wahlergebnis, Niederschrift 

(1) In ein Amt gemäß § 27 Abs. 1 ist gewählt, wer die absolute Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen auf sich vereinigt. Wahlbewerber sind selbst nicht stimmberechtigt. 

(2) Kommt im zweiten Wahlgang eine Mehrheit gemäß Abs. 1 nicht zustande, so findet ein dritter 
Wahlgang als Stichwahl zwischen den beiden Personen statt, die im zweiten Wahlgang die 
höchsten Stimmenanzahlen erzielt haben. Sind diese Personen nach dem Ergebnis des zweiten 
Wahlganges nicht bestimmbar, finden bis zu drei Stichwahlen unter den relevanten Personen mit 
dem gleichen Wahlergebnis im zweiten Wahlgang statt. Sind auch nach drei Stichwahlen die 
beiden Personen mit dem höchsten Wahlergebnis nicht eindeutig bestimmbar, wird das Verfahren 
gemäß Absatz 3 fortgesetzt. 

(3) Ergibt sich auch im dritten Wahlgang keine Mehrheit gemäß Abs. 1 oder tritt ein Fall gemäß 
§ 2 Abs. 3 ein, so ist das Wahlverfahren vollständig zu wiederholen. Die erneute 
Wahlversammlung findet eine bis drei Wochen nach der ohne eindeutiges Ergebnis gebliebenen 
Wahlversammlung statt. Zeit und Ort werden vom Wahlvorstand am Ende der Wahlversammlung 

bekanntgegeben. 

(4) Ab der dritten Wahlversammlung ist gewählt wer die relative Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen auf sich vereinigt. 

(5) Das Losverfahren ist – auch bei jeglichen Stichwahlen - ausgeschlossen. 

(6) Der Wahlvorstand stellt unverzüglich, nachdem alle anwesenden Wahlberechtigten 
Gelegenheit zur Stimmabgabe hatten, das Wahlergebnis fest und gibt es im Anschluss mündlich 
bekannt. Für die Entscheidung, ob die Stimmabgabe ungültig ist, gelten § 22 Abs. 2 und 3 
entsprechend. Über die Wahlhandlung und die Feststellung des Wahlergebnisses ist eine 
Niederschrift zu fertigen.   
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Dritter Teil 

Wahlanfechtung, Schlussbestimmungen 

 
§ 33 Einspruch, Wahlprüfung 

(1) Alle Wahlberechtigten können die Gültigkeit einer Wahl innerhalb von zwei Wochen nach der 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses durch Einspruch anfechten. Der Einspruch ist schriftlich bei 
der Präsidentin oder beim Präsidenten einzulegen und zu begründen; er soll Beweismittel 
angeben. 

(2) Über den Einspruch entscheidet ein Wahlprüfungsausschuss, der vom Senat für jede Wahl 
oder mehrere Wahlen gebildet wird. Der Wahlprüfungsausschuss besteht aus fünf Mitgliedern, 
die verschiedenen Gruppen angehören sollen; er wählt den Vorsitz aus seiner Mitte. Der 
Wahlprüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn außer dem vorsitzenden Mitglied mindestens 
zwei Mitglieder anwesend sind. Er beschließt mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des vorsitzenden Mitgliedes den Ausschlag. Der Wahlprüfungsausschuss hat seine 
Entscheidung schriftlich zu begründen und der oder dem Anfechtenden zuzustellen sowie der 
Hochschulleitung zu übermitteln. 

(3) Der Einspruch kann nur darauf gestützt werden, dass bei der Wahlvorbereitung, der 
Wahlhandlung oder der Ermittlung des Wahlergebnisses gegen wesentliche Vorschriften des 
Hochschulgesetzes oder dieser Ordnung verstoßen wurde. Ein Einspruch mit der Begründung, 
dass eine Person an der Ausübung des Wahlrechts gehindert gewesen sei, weil sie nicht oder 
nicht in der richtigen Wahlgruppe in das Wählerverzeichnis eingetragen worden sei oder dass 
eine Person an der Wahl teilgenommen habe, die zwar in das Wählerverzeichnis eingetragen, 
aber nicht wahlberechtigt war, ist bezüglich der Wahl zu kollegialen Organen unzulässig. 

(4) Einem Einspruch nach Absatz 3 Satz 1 kann durch Ungültigkeitserklärung nur dann 
entsprochen werden, wenn und soweit nach Überzeugung des Wahlprüfungsausschusses der 
Verstoß zu einem anderen Ergebnis geführt haben könnte und dieses Ergebnis nicht berichtigt 
werden kann.   

(5) Die Wahl einer Person ist ungültig, wenn diese   

1. zur Zeit der Wahl nicht wählbar war oder   

2. durch die Berichtigung oder Ungültigkeitserklärung nicht mehr Mitglied oder Ersatz-
mitglied sein kann.   

(6) Wird eine Wahl für ungültig erklärt, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der Handlungen, die 
von dem gewählten Gremium oder der gewählten Person bis zum Zeitpunkt der 
Ungültigkeitserklärung vorgenommen worden sind. 

§ 34 Wiederholungswahl, Nachwahl 

(1) Wahlen sind insoweit zu wiederholen, als sie für ungültig erklärt worden sind 
(Wiederholungswahl).   

(2) Eine Nachwahl findet statt, wenn die Anzahl der Wahlmitglieder eines kollegialen Organs nach 
Eintritt der Ersatzmitglieder unter die für die Beschlussfähigkeit erforderliche Zahl sinkt. Bei der 
Nachwahl sind diejenigen Mitglieder und Ersatzmitglieder einer Gruppe zu wählen, die nach der 
für die Gruppe bei der Hauptwahl festgestellten Mitglieder- und Ersatzmitgliederzahl fehlen.   

(3) Für Wiederholungswahl und für Nachwahl gelten die für die entsprechende Hauptwahl 
maßgebenden Bestimmungen sinngemäß. Gewählt wird nach den für die Hauptwahl 
maßgebenden Wahlvorschlägen und Wählerverzeichnissen, sofern die Wahl nicht wegen der 
Wahlvorschläge oder Wählerverzeichnisse für ungültig erklärt worden ist.  
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§ 35 Inkrafttreten 

Diese Wahlordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der 
Hochschule Koblenz in Kraft.  
 
 
 
Koblenz, den 14.09.2022 
 
 
 
 
Prof. Dr. Karl Stoffel 
Präsident der Hochschule Koblenz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussorgan:  Senat der Hochschule Koblenz  
Entwurfsverfasser/in:  Rechtsassessor Ralf Stentzel  
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III. Lehr- und Studienangelegenheiten 

 
Ordnung zur Änderung der Ordnung für die Prüfung im Bachelor-Studiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen an der Hochschule Koblenz vom 12.09.2022 
 
Auf Grund des § 7 Abs. 2 Nr. 2 und des § 86 Abs. 2 Nr. 2 des Hochschulgesetzes (HochSchG), 
in der Fassung vom 23. September 2020 (GVBl. S. 461), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.07.2021 (GVBl S. 453), haben der Fachbereichsrat des Fachbereiches Ingenieurwesen am 
12.07.2021 und der Fachbereichsrat des Fachbereiches Wirtschaftswissenschaften am 
06.07.2022 die nachfolgende Ordnung zur Änderung der Ordnung für die Prüfung im Bachelor-
Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen an der Hochschule Koblenz vom 03.07.2013 
(Amtliches Mitteilungsblatt Nr. 04/2013 vom 11.07.2013, S. 142), zuletzt geändert durch 
Änderungsordnung vom 25.10.2017 (Amtliches Mitteilungsblatt 06/2017 vom 03.11.2017, S. 
226) beschlossen. 
 
Diese Änderung der Prüfungsordnung wurde vom Präsidium der Hochschule Koblenz am 
13.07.2022 genehmigt. Sie wird hiermit bekannt gegeben. 
 
 

Artikel I 
 

Die Ordnung für die Prüfung im Bachelor-Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen an der 
Hochschule Koblenz wird wie folgt geändert:  
 
1. § 3 Abs.2 wird wie folgt neu gefasst:  
„(2) Studierende müssen eine einschlägige technische und/oder kaufmännische praktische 
Vorbildung gemäß § 65 Abs. 4 Nr. 3 HochSchG im Umfang von 13 Wochen nachweisen. Soweit 
diese nicht Zugangsvoraussetzung gem. § 65 Abs. 1 HochSchG ist, kann der Nachweis bis zur 
Anmeldung der Praxisphase bzw. der Abschlussarbeit erfolgen. Eine einschlägige 
berufspraktische Tätigkeit wird angerechnet. Im Zweifelsfall entscheidet der 
Prüfungsausschuss. Einzelheiten regelt die Anlage IV „Teilstudienplan für die praktische 
Vorbildung im Bachelor-Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen an der Hochschule Koblenz“. 
 
2. § 5 Abs. 4 wird nach Satz 3 um folgenden Satz 4 ergänzt: 
„In dringenden Fällen kann der Prüfungsausschuss Entscheidungen im Umlaufverfahren 
treffen.“ 
 
3. § 7 Abs. 4a wird ersatzlos gestrichen. 
 
4. § 7 Abs. 5 wird nach Satz 3 um folgenden Satz 4 ergänzt:  
„Nach der verbindlichen Anmeldung zur Prüfung gilt ein Modul als verbindlich gewählt und kann 
nicht mehr durch andere Module ersetzt werden.“ 
 
5. § 8 wird um Absatz 3 wie folgt ergänzt: 
„(3) Über Nachteilsausgleichsanträge im Sinne von Absatz 1 ist die oder der Beauftragte für die 
Belange von Studierenden mit Behinderung oder chronischer Erkrankung rechtzeitig und 
umfassend zu informieren. Sie oder er kann dazu Stellungnahmen abgegeben. Sie oder er kann 
an allen Prüfungsausschusssitzungen, in denen über Nachteilsausgleichsanträge im Sinne von 
Absatz 1 beraten und/oder entschieden wird, beratend teilnehmen und Anträge stellen. Ihre 
oder seine Stellungnahmen sind den Unterlagen bzw. Protokollen des Prüfungsausschusses 
beizufügen.“  
 
6. §13 Abs.2 wird wie folgt geändert: 
„(2) Zur Abschlussarbeit kann nur zugelassen werden, wer die praktische Vorbildung gemäß 
§ 3 Abs. 2 nachgewiesen und mindestens 150 Credit-Points sowie die praktische Studienphase 
gem. § 4 Abs. 2 erbracht hat. Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss.“ 
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7. § 13 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst:  
„Die Bearbeitungsdauer beträgt einschließlich der Anfertigung der schriftlichen Ausarbeitung 11 
Wochen. Sie kann im Einzelfall durch den Prüfungsausschuss aufgrund eines schriftlichen 
begründeten Antrags um bis zu vier Wochen verlängert werden. Die Fristverlängerungen gemäß 
§ 8 Abs. 2 bleiben davon unberührt.“ 
 
8. § 19 erhält folgende neue Fassung: 
 

§ 19 
Anerkennung und Anrechnung von Prüfungs- und Studienleistungen 

 
(1) An einer Hochschule erbrachte Leistungen werden grundsätzlich anerkannt. Hiervon kann 
nur dann abgewichen werden, wenn durch den Prüfungsausschuss wesentliche Unterschiede 
hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen nachgewiesen und begründet werden. Bei 
Nichtanerkennung sind die Gründe den Studierenden schriftlich und mit 
Rechtsbehelfsbelehrung mitzuteilen. Die von der Kultusministerkonferenz (KMK) und 
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie Absprachen 
im Rahmen von Hochschulkooperationsvereinbarungen sind bei der Anerkennung zu beachten. 
 
(2) Außerhalb des Hochschulbereichs erworbene gleichwertige Kenntnisse und Qualifikationen 
werden in einem Umfang bis höchstens zur Hälfte des Hochschulstudiums angerechnet. Die 
Gleichwertigkeit ist anhand des Niveaus der Kenntnisse und Qualifikationen gemäß EQR bzw. 
DQR und der Lernergebnisse bzw. Lernziele, sowohl bezüglich des Inhalts, des Umfangs als 
auch der Anforderungen zu prüfen. Näheres bestimmt der zuständige Prüfungsausschuss durch 
dokumentierten und bekannt gemachten Beschluss. 
 
(3) Die Entscheidung über die Anerkennung bzw. Anrechnung erfolgt auf Antrag durch den 
zuständigen Prüfungsausschuss. Dieser legt die näheren Kriterien dafür durch Beschluss fest, 
sofern diese nicht bereits in verbindlichen Vereinbarungen festgelegt wurden. Der zuständige 
Prüfungsausschuss kann eine zum Studiengang gehörende, qualifizierte Person bestimmen, 
die über die Anerkennung bzw. Anrechnung entscheidet. 
 
(4) Werden Leistungen anerkannt bzw. angerechnet, so werden Noten - soweit die 
Notensysteme vergleichbar sind - übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote 
einbezogen. Auch Fehlversuche im Sinne von § 25 Abs. 3 Satz 4 und 5 HochSchG werden 
übertragen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk “bestanden” 
aufgenommen. Im Zeugnis wird eine Kennzeichnung der Anerkennung vorgenommen.  
 
(5) Die Studierenden haben die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen mit dem Antrag 
auf Zulassung vorzulegen. Die Anerkennung von Leistungen erfolgt sowohl in fachlich 
verwandten Studiengängen als auch in anderen Studiengängen auf Antrag der Studierenden. 
 
(6) Die frühere Anerkennung oder Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen durch 
andere Hochschulen führt nicht zur automatischen Fortschreibung der Anerkennung oder 
Anrechnung; die Voraussetzungen werden von der Hochschule selbstständig geprüft. 
 

(7) Die Anerkennung und Anrechnung auf Teile von Prüfungsleistungen sind ausgeschlossen. 
Die Anerkennung und Anrechnung auf einzelne Prüfungsleistungen als Teile von 
Modulprüfungen ist ausgeschlossen, wenn dies zu einer individuellen Anpassung des 
Prüfungsverfahrens für verbleibende Prüfungsleistungen innerhalb eines Moduls führen würde.  
 
(8) Anträge auf Anerkennung und Anrechnung sind innerhalb des ersten Studiensemesters, bei 
späterem Erwerb innerhalb eines Semesters zu stellen.  
 
(9) Die erstmalige rechtsverbindliche Anmeldung zur Erbringung einer Prüfungsleistung schließt 
den späteren Antrag auf Anerkennung bzw. Anrechnung derselben Prüfungsleistung aus. Dies 
gilt auch im Falle eines späteren Prüfungsrücktritts. 
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Artikel II 

Die Anlagen I bis Ib der Prüfungsordnung werden wie folgt geändert: 

1. Die Anlage I Studienverlaufsplan erhält die folgende Fassung: 
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Anlage I: Studienverlaufsplan Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen 
 

Studienverlaufsplan 
Regelsemester, Prüfungsleistung, Studienleistung, Gewichtung 

Studien- 

beginn 
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r. 

  M
o
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d
e
 

 
 
Modulbezeichnung 

 
 
 
CP 

Regelsemester der Prüfungsleistung (PL) 
und Studienleistungen (SL) 

Gewichtung 
zur Bildung 
der 
Gesamt- 
note 1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 

E001 MATH1 Mathematik 1 10 PL       10/210 

E004 GDET 1 Grundlagen der Elektrotechnik 1 5 PL       5/210 

E008 TPH1 Technische Physik 1 5 PL       5/210 

E517 INF Einführung in die Informatik 5 PL       5/210 

M144W GMBW 
Grundlagen des         
Maschinenbaus 5 PL       5/210 

 
- 

 
BPBWL 

Einführung in die 
Betriebswirtschaftslehre 

 
5 

 
 
PL 

     
 

5/210 

- BPREW 
Einführung in das 
Rechnungswesen 5  PL      5/210 

- BPVW1 
Volkswirtschaftslehre I 
(Mikroökonomie) 5  

 
PL 

     5/210 

- BPRE1 Recht 1 (BGB) 5  PL      5/210 

 
- 

 
BPGKL 

Grundlagen der Kosten- und 
Leistungsrechnung 

 
5 

 
 
PL 

     
 
5/210 

- BPEN1 Business English I 5  PL      5/210 

E005 GDE2 Grundlagen der Elektrotechnik 2 5   PL     5/210 

E516 TPH2 Technische Physik 2 5   PL     5/210 

E441 INGIC C-Programmierung 5   PL/ SL     5/210 

M304 TM1 Technische Mechanik 1 5   PL     5/210 

M310 FT Fertigungstechnik 5   PL     5/210 

M315 WK Werkstoffkunde 1 5   PL SL    5/210 

 
- 

 
BEEN2 

Business English II  
The recruitment process 

 
5 

   
 
PL 

   
 
5/210 

- BPFI1 Finanzierung und Investition I 5    PL    5/210 

- BPCON 
Einführung in das 
Controlling 5    PL    5/210 

- BPOPM Operations Management 5    PL    5/210 

- - 
Wirtschaftliches 
Schwerpunktmodul* 10    PL    10/210 

 
E519 

 
GDI 

Grundlagen der 
Informationstechnik 

 
5 

    
 

PL 
  

 
5/210 

M 305 TM2 Technische Mechanik 2 5     PL   5/210 

M313 MEL1 Maschinenelemente 1 5     PL   5/210 
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M145W M145W Techn.Wahlpflichtmodul*1 5     
PL 
(SL) 

  5/210 

M146W M146W Techn.Wahlpflichtmodul*2 5     
PL 
(SL) 

  5/210 

M147W M147W Techn.Wahlpflichtmodul*3 5     
PL 
(SL) 

  5/210 

- BPPJM Projektmanagement 3      PL  3/210 

- BPPRO Projektphase 12      PL  12/210 

M321 PM Prozesstechnisches Messen 5      PL/SL  5/210 

M148W M148W Techn.Wahlpflichtmodul*4 5      
PL 
(SL) 

 5/210 

M149W M149W Techn.Wahlpflichtmodul*5 5      
PL 
(SL) 

 5/210 

M142W PSW Praxisphase 18       SL 0/210 

M143W BTHW Abschlussarbeit 12       PL 30/210 

PL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 2, PL/SL = Prüfungs- und Studienleistung 
SL = Studienleistung nach § 7 Abs. 3, PL(SL) = Prüfungs- mit oder ohne Studienleistung 
CP = Credit-Points 
* = das wirtschaftliche Schwerpunktmodul sowie die technischen Wahlpflichtmodule können aus den Listen gemäß 
Anlage Ia und Ib entnommen werden. Die Aufzählung in der Anlage Ia und Ib ist nicht ausschließlich. Weitere wählbare 
wirtschaftliche Schwerpunktmodule und technische Wahlpflichtmodule sind im aktuellen Modulhandbuch des 
Studiengangs aufgeführt. 
 

 
2. Die Anlage Ia „Wirtschaftliche Schwerpunktmodule“ wird wie folgt gefasst: 
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Anlage Ia: Wirtschaftliche Schwerpunktmodule des Bachelor-Studiengangs 
Wirtschaftsingenieurwesen 

 
Es ist ein wirtschaftliches Schwerpunktmodul erfolgreich zu absolvieren, dieses kann aus den Modulen in der unten 
aufgeführten Tabelle gewählt werden. Die Wahl des wirtschaftlichen Schwerpunktmoduls dient der individuellen 
Profilbildung im betriebswirtschaftlichen Teil des Studiengangs. 

 
Modul- 
Code 

wirtschaftliche Schwerpunktmodule  CP PL / SL 
Regel-

semester 
Gewichtung 

BPFI2 Finanzierung und Investition II 10 PL 4. 10/200 

BSHRM 
Human Resource Management / 
Operatives Personalmanagement 

10 PL 
4. 

10/200 

BSREW 
Externes und Internes Rechnungs-
wesen 

10 PL 4. 10/200 

PL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 2,  CP = Credit-Points 

 
Die Liste der wählbaren wirtschaftlichen Schwerpunktmodule ist nicht ausschließlich. Weitere wirtschaftliche 
Schwerpunktmodule können dem aktuellen Modulhandbuch des Studiengangs entnommen werden. 

 

3. Die Anlage Ib „Technische Wahlpflichtmodule“ erhält folgende Fassung: 
 

Anlage Ib: Technische Wahlpflichtmodule des Bachelor-Studiengangs 
Wirtschaftsingenieurwesen 

 
Aus der folgenden Tabelle der technischen Lehrveranstaltungen für die technischen Wahlpflichtmodule M145W bis 
M149W eine Auswahl, entsprechend der vorgeschriebenen Menge der ECTS-Punkte, getroffen werden. Diese 
individuelle Zusammenstellung von Lehrveranstaltungen dient der individuellen Profilbildung. 
 

Modul Nr. 
Modul-
Code 

technische Wahlpflichtmodule  CP PL / SL 
Regel-

semester 
Gewichtung 

M306 TM3 Technische Mechanik 3 5 PL 5. o. 6. 5/210 
M316 THD1 Thermodynamik 1 5 PL 5. o. 6. 5/210 
M319 STR1 Strömungslehre 1 5 PL 5. o. 6. 5/210 
M320 FAUT Fertigungsautomatisierung 5 PL/SL 5. o. 6. 5/210 
M314 MEL2 Maschinenelemente 2 5 PL 5. o. 6. 5/210 
E018 ELE1 Elektronik 1 5 PL 5. o. 6. 5/210 
E021 RT1 Regelungstechnik 1 5 PL 5. o. 6. 5/210 
E030 AUT Automatisierungstechnik 5 PL/SL 5. o. 6. 5/210 
E282 STA Studienarbeit (WiIng) 5 PL 5. o. 6. 5/210 

PL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 2, PL/SL = Prüfungs- und Studienleistung 
SL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 3, CP = Credit-Points, o. bedeutet „oder“ 

 

4. Die Anlage II „Prüfungsplan“ wird wie folgt gefasst: 
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Anlage II: Prüfungsplan Bachelorstudiengang Wirtschaftsingenieurwesen 

 

M
o
d
u

l-N
r. 

M
o
d
u

l-C
o

d
e

 

Modulbezeichnung 
/Teilmodul 

Gegenstand der 
Prüfung / 
Kompetenzbereich 

C
re

d
it P

o
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ts 

Z
u
 e

rb
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g
e

n
d
e
 

L
e
istu

n
g

 

A
rt d

e
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e
istu

n
g

 

P
rüfungsdauer 

[m
in

.] 

G
e
w
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tu

n
g
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d
e
r G

e
sa

m
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o
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E001 

 
MATH1 

 
Mathematik 1 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
10 

 
PL 

 
K 

 
120 

 
10/210 

E004 GDET 1 Grundlagen der Elektrotechnik 1 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL K 90 5/210 

 
E008 

 
TPH1 Technische Physik 1 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
5 

 
PL 

 
K 

 
90 

 
5/210 

E517 INF Einführung in die Informatik. 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

5 PL/ SL K 90 5/210 

M144W GMBW 
Grundlagen des 
Maschinenbaus 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL K 90 5/210 

 
 

 
BPBWL 

Einführung in die 
Betriebswirtschaftslehre 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
5 

 
PL 

 
K 

 
90 

 
5/210 

 
 

 
BPREW 

Einführung in das 
Rechnungswesen 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
5 

 
PL 

 
K 

 
90 

 
5/210 

 
 

 
BPVW1 

Volkswirtschaftslehre I 
(Mikroökonomie) 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

 
5 

 
PL 

 
K 

 
90 

 
5/210 

 
BPRE1 Recht I (BGB) 

Fachwissen 
Methodenkompetenz 

5 PL K 90 5/210 

 
 

 
BPGKL 

Grundlagen der Kosten- und 
Leistungsrechnung 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

 
5 

 
PL 

 
K 

 
120 

 
5/210 

 BPEN1 Business English 1 
Interkulturelle 
Kommunikation 5 PL K 90 5/210 

E005 GDE2 
Grundlagen der 
Elektrotechnik 2 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

5 PL K 90 5/210 

 
E516 

 
TPH2 

 
Technische Physik 2 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

5 PL K 90 5/210 

E441 INGIC C-Programmierung 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL/ SL K 90 5/210 

M304 TM1 Technische Mechanik 1 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

5 PL K 120 5/210 

 
M310 

 
FT 

 
Fertigungstechnik 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
5 

 
PL 

 
K 

 
90 

 
5/210 

 
M315 

 
WK 

 
Werkstoffkunde 1 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
5 PL/ SL K 90 5/210 

 

BEEN2 Business English II 
The recruitment process 

Interkulturelle 
Kommunikation 

5 PL 

K o. 
HA 
u. 
MP 

90 5/210 

 BPFI1 
Finanzierung und Investition 
I 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

5 PL K 90 5/210 

 BPCON 
Einführung in das Controlling Fachwissen, 

Analysekompetenz 5 PL K 90 5/210 

 BPOPM 
Operations Management Fachwissen, 

Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

5 PL K 90 5/210 

 - 
Wirtschaftliches 
Schwerpunktmodul* 

 
10 PL   10/210 

E519 GDI 
Grundlagen der 
Informationstechnik 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

5 PL K 90 5/210 

M305 TM2 Technische Mechanik 2 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

5 PL K 90 5/210 
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M313 MEL 1 Maschinenelemente 1 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

5 PL K 120 5/210 

M145W M145W Techn. Wahlpflichtmodul* 1 
 

5 PL 
(SL) 

  5/210 

M146W M146W Techn. Wahlpflichtmodul* 2 
 

5 PL 
(SL) 

  5/210 

M147W M147W Techn. Wahlpflichtmodul* 3 
 

5 PL 

(SL) 

  5/210 

 BPPJM Projektmanagement 
Anwendungskompetenz, 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 

3 
PL K 90 3/210 

 BPPRO Projektphase 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

12 PL K - 12/210 

M321 PM Prozesstechnisches Messen  
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 

5 PL/SL K 90 5/210 

M148W M148W Techn. Wahlpflichtmodul* 4 
 

5 PL 
(SL) 

  5/210 

M149W M149W Techn. Wahlpflichtmodul* 5 
 

5 PL 

(SL) 

  5/210 

M142W PSW Praxisphase 
Fach-, Methoden- 
Sozialkompetenz 18 SL B  0/210 

M143W BTHW Abschlussarbeit 
Fach-, Methodenkompetenz 

12 PL T  30/210 

PL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 2,    PL/SL = Prüfungs- und Studienleistung  
SL = Studienleistung nach §7 Abs. ),   PL(SL) = Prüfungs- mit oder ohne Studienleistung  
K = Klausur HA = Hausarbeit oder Seminararbeit PB = Praktikums- oder Laborbericht  
B = Bericht P = Projektarbeit    T = Thesis MP = mündl. Prüfung 

„o“ bedeutet „oder“ „u“ bedeutet „und“ 

 

* = das wirtschaftliche Schwerpunktmodul sowie die technischen Wahlpflichtmodule können aus den Listen gemäß 
Anlage Ia und Ib entnommen werden. Die Aufzählung in der Anlage Ia und Ib ist nicht ausschließlich. Weitere wählbare 
wirtschaftliche Schwerpunktmodule und technische Wahlpflichtmodule sind im aktuellen Modulhandbuch des 
Studiengangs aufgeführt. 

 
Für den Fall, dass in einem Modul mehrere Prüfungsformen und / oder unterschiedliche Prüfungsdauern möglich sind, 
legt der Prüfungsausschuss vor Semesterbeginn fest, welche Prüfungsleistung/-dauer von den Studierenden 
abzuleisten ist. Dies wird den Studierenden mittels angepasstem Prüfungsplan mitgeteilt. 

 
5. Die Anlage IIa: „Prüfungsplan Wirtschaftliche Schwerpunktmodule des Bachelor-Studiengangs 
Wirtschaftsingenieurwese“ erhält folgende Fassung:  
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Anlage IIa: Prüfungsplan Wirtschaftliche Schwerpunktmodule des Bachelor-
Studienganges Wirtschaftsingenieurwesen 

 
Es ist ein wirtschaftliches Schwerpunktmodul erfolgreich zu absolvieren, dieses kann aus den Modulen in der unten 
aufgeführten Tabelle gewählt werden. Die Wahl des wirtschaftlichen Schwerpunktmoduls dient der individuellen 
Profilbildung im betriebswirtschaftlichen Teil des Studiengangs. 

 

M
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r. 
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Modulbezeichnung 
/Teilmodul 

Gegenstand der Prüfung 
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- 

 
BPFI2 Finanzierung und 

Investition II 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
10 

 
PL 

K o. 
HA 

 
120 

 
10/210 

- BSHRM 
Human Ressource 
Management/ Operatives 
Personalmanagement 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz 10 PL K 180 10/210 

 
- 

 
BSREW 

Externes und Internes 
Rechnungswesen 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
10 

 
PL 

 
K 

 
180 

 
10/210 

PL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 2, PL/SL = Prüfungs- und Studienleistung, 
SL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 3, K = Klausur, 
PB = Praktikums- oder Laborbericht, B = Bericht, P = Projektarbeit 
„o“ bedeutet „oder“; „u“ bedeutet „und“ 

 
Für den Fall, dass in einem Modul mehrere Prüfungsformen und / oder unterschiedliche Prüfungsdauern möglich sind, 
legt der Prüfungsausschuss vor Semesterbeginn fest, welche Prüfungsleistung/-dauer von den Studierenden 
abzuleisten ist. Dies wird den Studierenden mittels angepasstem Prüfungsplan mitgeteilt. 

 

6. Die Anlage IIb: „Prüfungsplan Technische Wahlpflichtmodule des Bachelor-
Studiengangs Wirtschaftsingenieurwesen“ wird wie folgt gefasst: 
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Anlage IIb: Prüfungsplan Technische Wahlpflichtmodule des Bachelor-
Studiengangs Wirtschaftsingenieurwesen 

 
Aus der folgenden Tabelle der technischen Lehrveranstaltungen für die technischen Wahlpflichtmodule M145W bis 
M149W eine Auswahl, entsprechend der vorgeschriebenen Menge der ECTS-Punkte, getroffen werden. Diese 
individuelle Zusammenstellung von Lehrveranstaltungen dient der individuellen Profilbildung. 
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M306 TM3 Technische Mechanik 3 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL K 90 5/210 

 
M316 

 
THD1 

 
Thermodynamik 1 

Fachwissen, 
Methodenkompetenz, 
Analysekompetenz 

 
5 

 
PL 

 
K 

 
90 

 
5/210 

M319 STR1 Strömungslehre 1 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL K 90 5/210 

M320 FAUT Fertigungsautomatisierung 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL/ SL K 90 5/210 

M314 MEL2 Maschinenelemente 2 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL K 120 5/210 

E018 ELE1 Elektronik 1 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL K 90 5/210 

E021 RT1 Regelungstechnik 1 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL K 120 5/210 

E030 AUT Automatisierungstechnik 
Fachwissen, 
Methodenkompetenz 5 PL/ SL K 90 5/210 

 
E282 

 
STA 

 
Studienarbeit (WiIng) 

Fachwissen, 
Selbstorganisation, 
Methodenkompetenz 

 
5 

 
PL 

P o. 
B 

 
- 

 
5/210 

PL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 2, PL/SL = Prüfungs- und Studienleistung, 
SL = Prüfungsleistung nach § 7 Abs. 3, K = Klausur, 
PB = Praktikums- oder Laborbericht, B = Bericht, P = Projektarbeit 
„o“ bedeutet „oder“; „u“ bedeutet „und“ 

 
Für den Fall, dass in einem Modul mehrere Prüfungsformen und / oder unterschiedliche Prüfungsdauern möglich sind, 
legt der Prüfungsausschuss vor Semesterbeginn fest, welche Prüfungsleistung/-dauer von den Studierenden 
abzuleisten ist. Dies wird den Studierenden mittels angepasstem Prüfungsplan mitgeteilt. 
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Artikel III 

Die Anlage IV „Teilstudienplan für die praktische Vorbildung im Bachelor-Studiengang 
Wirtschaftsingenieurwesen an der Hochschule Koblenz“ wie folgt wird wie folgt geändert: 

 
1. § 3 Abs erhält die folgende Fassung: 

 
„§ 3 Dauer der praktischen Vorbildung 

(1) Die praktische Vorbildung umfasst 13 Wochen oder 65 Präsenztage, wobei von einer 
Regelarbeitszeit von ca. 38 Stunden je Woche ausgegangen wird. Sie ist spätestens bis zum 
Beginn der Praxisphase nachzuweisen. 

 
(2) Die Praktische Vorbildung soll vor Beginn des Studiums absolviert werden. Die Zulassung zur 
Praxisphase und zur Abschlussarbeit der Bachelorstudiengänge setzt die Anerkennung der 
erfolgreich abgeschlossenen praktischen Vorbildung voraus.“ 
 

2. § 5 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
„Die Entscheidung über die Anerkennung liegt bei dem Professor oder der Professorin, dem oder 
der die Leitung des Praktikantenamtes Wirtschaftsingenieurwesen des Fachbereichs 
Ingenieurwesen, obliegt.“ 
 

3. Der letzte Satz des § 5 erhält die folgende Fassung: 
„Die Dauer der Tätigkeit in einem Betrieb darf 2 Wochen oder 10 Präsenztage nicht 
unterschreiten.“ 
 

4. § 6 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
„Das vom Ausbildungsbetrieb nach den obigen Bereichen gegliederte Zeugnis und die Berichte 
werden dem Praktikantenamt Wirtschaftsingenieurwesen des Fachbereichs Ingenieurwesen, 
vorgelegt.“ 
 

5. § 7 Satz 1 erhält die folgende Fassung: 
„Der Nachweis und die Anerkennung der praktischen Vorbildung erfolgen beim Praktikantenamt 
Wirtschaftsingenieurwesen des Fachbereichs Ingenieurwesen.“ 
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Artikel IV 

Inkrafttreten, Übergangsvorschriften 
 

1. Inkrafttreten 
Diese Änderungsordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt 
der Hochschule Koblenz in Kraft. 
 
2. Übergangsvorschriften 
a.) Studierende, die das Studium in diesem Bachelor-Studiengang vor dem Inkrafttreten dieser 
Änderungsordnung begonnen haben, können dieses Studium nach der bisher für sie gültigen 
Fassung der Prüfungsordnung beenden. Hierfür gelten die Fristen gemäß Artikel IV Nr. 2b). 
 
b.) Prüfungs- und Studienleistungen nach Versionen dieser Prüfungsordnung vor Inkrafttreten 
dieser Änderungsordnung können noch 11 Semester nach der Immatrikulation in diesen 
Studiengang erbracht werden. Semester einer ordnungsgemäßen Beurlaubung bleiben 
unberücksichtigt. Spätestens jedoch nach 12 Semestern nach Inkrafttreten dieser 
Änderungsordnung können keine Prüfungs- und Studienleistungen nach Versionen dieser 
Prüfungsordnung vor Inkrafttreten dieser Änderungsordnung mehr erbracht werden. Nach Ablauf 
der Fristen gemäß Satz 1 bis 3 ist der Wechsel in die jeweils gültige Version dieser 
Prüfungsordnung zu beantragen. 
 
c.) Auf Antrag der Studierenden kann ein Wechsel in die Version der Prüfungsordnung nach 
Inkrafttreten dieser Änderungsordnung erfolgen. Ferner kann ein Wechsel in die Version der 
Prüfungsordnung nach Inkrafttreten dieser Änderungsordnung vorgenommen werden, wenn die 
oder der Studierende nicht binnen drei Monaten nach Erhalt einer Benachrichtigung über den 
beabsichtigten Prüfungsordnungsversionswechsel widerspricht. 
 
 
Koblenz, 12.09.2022 
 
 
 
Die Dekanin des Fachbereiches Wirtschaftswissenschaften 
der Hochschule Koblenz 
Prof. Dr. Silke Griemert  
 
 
Koblenz, 13.07.2022 
 
 
 
Der Dekan des Fachbereiches Ingenieurwesen  
der Hochschule Koblenz 
Prof. Dr. Thomas Schnick 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussorgan:  Fachbereichsräte der Fachbereiche Ingenieurwesen und 
                                   Wirtschaftswissenschaften  
Entwurfsverfasser/in:  Prof. Dr. Joerg Lux  


